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Nachfragen zur Patronatserklärung für das Projekt tkH2Steel 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 
03.06.2026 wurde unter Tagesordnungspunkt 9 „Sachstand Förderprojekt tkH2Steel und Ab-
sicherung der 700 Millionen Euro Landesgelder“ auf eine Berichtsbitte der SPD-Fraktion hin 
über die, Ende vergangenen Jahres ausgelaufene, Patronatserklärung der Firma thyssen-
krupp für das Projekt tkH2Steel informiert. Diese stellt sicher, dass im Fall der Nichterfüllung 
der Förderbedingungen Rückforderungsansprüche bestehen.  
 
Hierbei blieben – wie bereits im schriftlichen Bericht – erneut Fragen und Aspekte unbeant-
wortet. 
 
Vor dem Hintergrund eines Fördervolumens von insgesamt rund 2 Milliarden Euro, davon etwa 
700 Millionen Euro aus Nordrhein-Westfalen, besteht ein erhebliches öffentliches Interesse an 
den rechtlichen Sicherungsmechanismen der Förderung. Da öffentliche Haushaltsmittel be-
troffen sind, ist eine umfassende parlamentarische Information über die Ausgestaltung der 
Patronatserklärung erforderlich. 
 
 
Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat die Kleine Anfrage 
8312 mit Schreiben vom 24. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Das Projekt tkH2steel der thyssenkrupp Steel Europe AG wurde im Rahmen des IPCEI Was-
serstoff ausgewählt und wird gemeinsam durch die Bundesregierung und die nordrhein-west-
fälische Landesregierung finanziell gefördert. Der entsprechende Zuwendungsbescheid wurde 
im Sommer 2023 an thyssenkrupp Steel übergeben.  
 
Die Modalitäten der gemeinsamen Finanzierung des Vorhabens wurden, wie üblich, in einer 
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sowie 
dem Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-
Westfalen festgeschrieben. Entsprechend der Parlamentsinformationsvereinbarung wurde der 
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Landtag hierüber vorab informiert. Der Landtag hat keine Einwände gegen den Abschluss der 
Verwaltungsvereinbarung erhoben. Der Zuwendungsbescheid wurde durch das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie als Zuwendungsgeber bzw. dessen Projektträger ausgestellt. 
Der Projektträger bzw. das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sind dementspre-
chend für die Nachweisprüfung und Überwachung der Förderbedingungen verantwortlich. Die 
Verhandlungen bezüglich der Projektabsicherung mit der thyssenkrupp AG sowie der thyssen-
krupp Steel hat ausschließlich das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie geführt.  
 
Der Begriff der „Patronatserklärung“ wurde in der Vergangenheit an verschiedensten Stellen 
genutzt, um damit die rechtlich verbindliche finanzielle Absicherung für das Projekt tkH2steel 
zu benennen. Da es sich jedoch nicht um eine Kreditsicherung handelt, sondern um ein auf 
das Projekt abgestimmtes Konzept, wird zur Vermeidung von Missverständnissen nachfol-
gend der Begriff der Absicherung verwendet. 
 
Das Projekt tkH2Steel ist über solche Absicherungslösungen abgesichert, die zwischenzeitlich 
befristet waren, aber lückenlos verlängert wurden. Zuletzt wurde nun eine langfristigere Lö-
sung gefunden. 
 
 
1. Handelt es sich bei der Patronatserklärung, die der Ende des Jahres 2025 ausge-

laufenen, Regelung für das Projekt „tkH2Steel“ folgte, um eine weiche oder harte 
Patronatserklärung? 

 
Die neue Vereinbarung zur Absicherung des Projektes tkH2steel zwischen dem Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie und der thyssenkrupp AG ist rechtlich bindend und sichert 
das Projekt langfristig ab. Sie löst die noch laufende Absicherungslösung ab, die seit Ende 
2025 greift. Die Vereinbarung stellt insbesondere auch sicher, dass im Fall der Nichteinhaltung 
der Förderbedingungen eine Rückzahlung bereits ausgezahlter Fördermittel im Rahmen eines 
(Teil-)Widerrufes finanziell durch die thyssenkrupp AG abgesichert wäre. Vor dem Hintergrund 
der öffentlich kommunizierten Bestrebungen der thyssenkrupp AG sich von der thyssenkrupp 
Steel Europe AG zu lösen, sind für etwaige Entwicklungen in diese Richtungen Regelungen 
getroffen worden.  
 
 
2. Für welchen konkreten Zeitraum gilt die aktuelle Patronatserklärung? (d.h. seit 

wann gilt sie und bis wann ist sie befristet) 
 
Die neue Absicherungslösung ist grundsätzlich unbefristet, sieht jedoch klar spezifizierte Mög-
lichkeiten zu Ablösungen vor. Solche Ablösungen müssten ebenfalls vollumfänglich den zu-
wendungsrechtlichen Anforderungen zur Absicherung genügen. Das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie behält sich stets vor, den Zuwendungsbescheid zu widerrufen, um 
ausgezahlte Fördermittel zurückzufordern, sollte keine angemessene Absicherung vorliegen. 
 
 
3. In welchen Punkten unterscheidet sich die aktuelle Patronatserklärung konkret 

von der ausgelaufenen Patronatserklärung? 
 
Details zu den einzelnen Vereinbarungen können aus Gründen der Wahrung von Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen nicht genannt werden. Eine wesentliche Unterscheidung liegt da-
rin, dass die neue Absicherungslösung langfristig und grundsätzlich unbefristet ausgelegt ist.  
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4. Wie wirkt die im Ausschuss erwähnte Klausel zum Eigentümerwechsel konkret 
bzw. welche rechtlichen Folgen ergeben sich hieraus für einen potenziellen neuen 
Eigentümer? 

 
Auch für den Fall eines Eigentümerwechsels oder der Verselbstständigung im Zuge eines Bör-
sengangs bleiben alle Pflichten des Zuwendungsempfängers erhalten. Das Projekt muss auch 
in diesem Fall gemäß dem Zuwendungszweck und der Auflagen im Zuwendungsbescheid, 
inklusive einer hinreichenden Absicherung von möglichen Rückforderungsansprüchen, umge-
setzt werden.  
 
 
5. Welche Stellen innerhalb oder außerhalb der Landesregierung waren an der recht-

lichen Prüfung der aktuellen Patronatserklärung beteiligt? 
 
Die Absicherung wurde ausschließlich zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und der thyssenkrupp AG verhandelt.  
 
 


